
Stand: 30.04.2025 19:57:36

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/5854

"Bezahlung des pädagogischen Personals in der Kindertagesbetreuung verbessern -

Tarifverhandlungen unterstützen!"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/5854 vom 25.03.2015

2. Plenarprotokoll Nr. 41 vom 26.03.2015

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/6985 des SO vom 09.06.2015

4. Plenarprotokoll Nr. 48 vom 23.06.2015



 

17. Wahlperiode 25.03.2015 Drucksache 17/5854 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris 
Rauscher, Angelika Weikert, Arif Tasdelen, Ruth 
Waldmann, Margit Wild, Inge Aures, Volkmar Halb-
leib, Natascha Kohnen, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Helga Schmitt-Bussinger, Dr. Simone Strohmayr, 
Susann Biedefeld und Fraktion (SPD) 

Bezahlung des pädagogischen Personals in der 
Kindertagesbetreuung verbessern – Tarifverhand-
lungen unterstützen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, an den Kom-
munalen Arbeitgeberverband Bayerns (KAV) und alle 
weiteren beteiligten Tarifparteien zu appellieren, die 
Eingruppierung von Erzieherinnen und Erziehern, von 
Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger sowie von Lei-
tungen von Kindertageseinrichtungen spürbar zu ver-
bessern.  

In den anstehenden Tarifverhandlungen soll die Ein-
ordnung der Erziehungsberufe in die Entgeltordnung 
so überarbeitet werden, dass die Bezahlung für diese 
Berufe die Anforderungen des Berufs angemessen 
widerspiegelt. 

 

 

 

Begründung: 

Erzieherinnen und Erzieher, Kinderpflegerinnen und 
Kinderpfleger leisten in den Kindertageseinrichtungen 
nicht nur Betreuungs- und Erziehungsarbeit, sondern 
auch Bildungsarbeit und müssen dementsprechend 
angemessen entlohnt werden. Grundlage für die Ent-
lohnung von Sozial- und Erziehungsdiensten ist die 
Eingruppierung in die betreffende Entgeltordnung. 
Diese muss die veränderten Anforderungen an die 
Sozial- und Erziehungsberufe stärker als bislang wi-
derspiegeln und den veränderten Anforderungen in 
der Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsarbeit in 
den Kindertageseinrichtungen Rechnung tragen. Die 
Eingruppierung der Entgeltordnung muss daher über-
arbeitet und die Tätigkeitsmerkmale, die über die tarif-
liche Eingruppierung entscheiden, neu und konkreter 
definiert werden. Die Bezahlung des pädagogischen 
Personals in der Kindertagesbetreuung ist nach wie 
vor unangemessen niedrig und einer der Gründe, 
weshalb Berufe im Erziehungswesen als unattraktiv 
gelten – insbesondere für Männer. Im Jahr 2013 bei-
spielsweise lagen die durchschnittlichen Gehälter von 
Erzieherinnen und Erziehern brutto rund 26 Prozent 
unter dem Durchschnittseinkommen in Deutschland, 
Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger verdienten 
nochmals weniger. Und auch gegenüber anderen 
Ausbildungsberufen geht die Einkommensschere zu 
Ungunsten der Erzieherinnen und Erzieher auseinan-
der. Ein Appell an die Tarifparteien, im Rahmen der 
anstehenden Tarifverhandlungen für eine bessere und 
den Anforderungen angemessenere Bezahlung und 
Wertschätzung zu sorgen, wäre ein wichtiger Schritt, 
um den Erzieherberuf attraktiver zu machen – insbe-
sondere auch für Männer. Eine größere Wertschät-
zung ist nicht nur für die Beschäftigten dieser Berufe 
wichtig, sondern auch für die Jüngsten unserer Ge-
sellschaft: Um ihre bestmögliche Entwicklung zu er-
möglichen, braucht es ausreichend pädagogische 
Fachkräfte in den Kitas, die ihre Arbeit auf höchstem 
Niveau vollziehen und damit nicht nur einen guten 
Grundstein für die Entwicklung, den schulischen und 
beruflichen Erfolg unserer Kinder legen, sondern auch 
einen wichtigen Beitrag zur Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf leisten. 



Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/5852 – das ist der Antrag der Fraktion der
FREIEN WÄHLER – seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Fraktionen der SPD und der FREIEN WÄHLER. Ge-
genstimmen, bitte! – Das ist die Fraktion der CSU.
Enthaltungen? – Das ist die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/5883 – das ist der Antrag der SPD-Fraktion –
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion, die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Fraktion der
FREIEN WÄHLER. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzei-
gen. – Das ist die CSU-Fraktion. Damit ist auch dieser
Antrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/5853 bis 5858 werden in die zuständigen fe-
derführenden Ausschüsse verwiesen. Die namentli-
che Abstimmung, die noch aussteht, führen wir nach
dem nächsten Tagesordnungspunkt durch.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner,
Ruth Müller, Kathi Petersen u. a. (SPD)
Modellversuch Schulkrankenpflege (Drs. 17/4808)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert
sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion.
Erste Rednerin ist die Kollegin Petersen. Bitte schön,
Frau Petersen.

Kathi Petersen (SPD): (Von der Rednerin nicht auto-
risiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die Bayerische Gesundheitsminis-
terin hat die Kindergesundheit zum
Schwerpunktthema dieses Jahres erklärt.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Das ist ein deutlicher Hinweis darauf, dass es in die-
sem Bereich noch erheblichen Handlungsbedarf gibt.
Wir teilen dieses Anliegen und beantragen deshalb
einen Modellversuch Schulkrankenpflege. Die Schu-
len werden immer mehr zu familienergänzenden Ein-
richtungen, weil sich Familien aus den verschiedens-
ten Gründen zunehmend überfordert fühlen. Das ist
zwar bedauerlich, aber es ist eine Realität, der wir uns
stellen müssen. Diese Realität betrifft auch die Ge-
sundheit unserer Kinder, um die wir uns daher ver-
stärkt in der Schule kümmern müssen.

Diese Aufgabe dürfen wir aber nicht noch zusätzlich
den Lehrern aufbürden. Diese sind mit Ganztagsun-
terricht, individueller Förderung usw. schon hinrei-
chend ausgelastet. In Ländern wie den USA und
Großbritannien sowie in Skandinavien – wir haben
das letztes Jahr bei unserer Reise mit dem Aus-
schuss für Gesundheit und Pflege in Stockholm haut-
nah erlebt – werden daher Krankenschwestern an
Schulen eingesetzt.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Krankenschwestern könnten auch bei uns das Team
aus Lehrern, Schulpsychologen und Schulsozialarbei-
tern verstärken. Sie wären in Gesundheitsfragen ge-
eignete Ansprechpartner für Schüler, Lehrer und El-
tern. Sie könnten kompetent Erste Hilfe leisten und
dafür ausbilden. Sie könnten den Impfstatus kontrol-
lieren. Wir haben ja gerade die Masernepidemie er-
lebt und sehen, dass es da erheblichen Nachholbe-
darf gibt. Krankenschwestern könnten für die
notwendige Auffrischung sorgen. Sie könnten in der
Schule Maßnahmen zur Gesundheitsprävention anre-
gen und unterstützen. Auch als Vertrauensperson für
Schülerinnen und Schüler, von der keine Sanktionen
etwa in Form von schlechten Noten zu befürchten
sind, wäre eine Schulkrankenpflegekraft ein Gewinn
für die Schule. Wir fordern nicht gleich die Einstellung
von Pflegekräften an allen Schulen, sondern möchten
erst einmal in einem Modellversuch die Einsatzmög-
lichkeiten, die Ausbildungserfordernisse, mögliche
Kostenträgerschaften und die Finanzierungsmöglich-
keiten prüfen.

Dieser Modellversuch ist sinnvoll. Gerade in komple-
xen Einrichtungen, wie es die Schulen sind, haben
sich Modellversuche bewährt. Das sehen wir am Mo-
dellversuch Mittelstufe plus, der im Herbst startet. Es
geht darum zu sehen, ob eine Einrichtung, die sich in
anderen Ländern schon bewährt hat, auch in Bayern
zur Verbesserung der Kindergesundheit beitragen
kann. Ich habe vorhin schon Beispiele genannt.

Dieser Modellversuch ist notwendig. Schon jetzt gibt
es chronisch oder akut erkrankte Kinder, die auch
während der Unterrichtszeit medizinische Betreuung
brauchen. Grundschulkinder, die an Diabetes leiden,
sind auf Unterstützung angewiesen. Lehrer können
das aber kaum übernehmen, zumal sie das bei uns
aus rechtlichen Gründen gar nicht dürfen.

Mit zunehmender Inklusion an den Schulen verstärkt
sich dieses Problem. Das Thema Inklusion dürfen wir
nicht länger auf die lange Bank schieben. Zurzeit,
vom 25. März bis zum 17. April, wird die Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland
überprüft. Dabei geht es auch um die Umsetzung der
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Doris Rauscher, Angelika Weikert u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/5854 

Bezahlung des pädagogischen Personals in der Kindertagesbe-

treuung verbessern - Tarifverhandlungen unterstützen! 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass die Worte „Die Staatsregierung 
wird aufgefordert, an den Kommunalen Arbeitgeberverband Bayerns 
(KAV) und alle weiteren beteiligten Tarifparteien zu appellieren,“ durch 
die Worte „Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie 
und Integration appelliert an den Kommunalen Arbeitgeberverband 
Bayerns (KAV),“ ersetzt werden. 

 

Berichterstatterin: Doris Rauscher 
Mitberichterstatter: Steffen Vogel 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend, Familie und Integration federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
hat den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 31. Sitzung am 23. April 2015 beraten und e i n s t i m -
m i g  mit der in I. enthaltenen Änderung Zustimmung empfoh-
len.  

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 70. Sitzung am 9. Juni 2015 mit-
beraten und für e r l e d i g t  erklärt. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 2)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der 

FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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